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Gejeß- Sammlung 
für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 
. wre N. 8 


Juhalt: Verordnung, betreffend die Tagegelder von Beamten der Lokalverwaltung der Zölle und indirekten 
Steuern, S. 125. — Allerhöchſter Erlaß, betreffend den Bau und demnächſtigen Betrieb der 
durch das Geſetz vom 7. Mai 1885 zur Ausführung genehmigten Eiſenbahnen, S. 126. 


(Nr. 9056.) Verordnung, betreffend die Tagegelder von Beamten der Lokalverwaltung der 
Zölle und indirekten Steuern. Vom 22. April 1885. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen auf Grund des §. 12 der Verordnung vom 15. April 1876, betreffend die 
Tagegelder und Reiſekoſten der Staatsbeamten (Geſetz-Samml. S. 107), was folgt: 
Einziger Paragraph. 

Den Beamten der Lokalverwaltung der Zölle und indirekten Steuern, denen 
für ihre amtliche Thätigkeit ein beſtimmter Dienſtbezirk überwieſen iſt, können 
für Dienſtleiſtungen in dieſem Bezirke oder in dem ihnen zur Mitbeaufſichtigung 
überwieſenen benachbarten Bezirke, außerhalb ihres Wohnorts, Tagegelder bis zu 
den geſetzlich beſtimmten Sätzen aus der Staatskaſſe dann gewährt werden, wenn 
dieſe Dienſtleiſtungen das gewöhnliche Maß überſteigen, oder mit beſonderen 
Anſtrengungen verbunden ſind, oder wenn durch dieſelben die Beamten zu Ueber⸗ 
nachtungen außerhalb ihres Wohnorts, beziehungsweiſe bei Tage zu beſonderen 
Auslagen für die Koſten des perſönlichen Unterhalts genöthigt werden. In 
welchen einzelnen Fällen und in welcher Höhe die Tagegelder innerhalb der vor- 
bezeichneten Grenzen zu zahlen ſind, beſtimmt der Finanzminiſter. 

Im Uebrigen bewendet es bei der bisherigen Vorſchrift, wonach den ge— 
dachten Beamten für Reiſen und Dienſtgeſchäfte innerhalb der bezeichneten Bezirke 
ein Anſpruch auf Tagegelder nach Maßgabe der Verordnung vom 15. April 1876, 
betreffend die Tagegelder und Reiſekoſten der Staatsbeamten, nicht zuſteht. 

Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündigung für 
den Umfang der geſammten Monarchie in Wirkſamkeit. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 22. April 1885. 

(L. S.) Wilhelm. 
v. Scholz. 
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Ausgegeben zu Berlin den 16. Mai 1885. 
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(Nr. 9057.) Allerhöchſter Erlaß vom 11. Mai 1885, betreffend den Bau und demnächſtigen 
Betrieb der durch das Geſetz vom 7. Mai 1885 (Geſetz-Samml. S. 119) 
zur Ausführung genehmigten Eiſenbahnen. 


Ai Ihren Bericht vom 8. Mai d. J. beſtimme Ich, daß bei demnächſtiger 
Ausführung der in dem Geſetz vom 7. Mai d. J., betreffend die Beſchaffung 
von Mitteln für die Erweiterung und Vervollſtändigung des Staatseiſenbahnnetzes, 
vorgeſehenen Eiſenbahnlinien die Leitung des Baues und auch des Betriebes 
derſelben, und zwar: 1) der Bahnen: a) von Rogaſen nach Inowrazlaw, b) von 
Deutſch⸗Crone nach Callies, der Königlichen Eiſenbahndirektion zu Bromberg, 
2) der Bahnen: a) von Löwenberg nach Templin, b) von Stralſund nach 
Roſtock mit Abzweigung von Velgaſt nach Barth, der Königlichen Eiſenbahn⸗ 
direktion zu Berlin, 3) der Bahnen: a) von Oppeln nach Namslau, b) von Glatz 
nach Rückers, der Königlichen Eiſenbahndirektion zu Breslau, 4) der Bahnen: 
a) von Hildesheim nach Braunſchweig, b) von Hannover nach Viſſelhövede, der 
Königlichen Eiſenbahndirektion zu Hannover, 5) der Bahn von Neuſtadt a. d. Doſſe 
über Meyenburg nach der Landesgrenze der Königlichen Eiſenbahndirektion zu 
Altona, 6) der Bahnen: a) von Warburg nach Arolſen, b) von Schee nach 
Silſchede, der Königlichen Eiſenbahndirektion zu Elberfeld, 7) der Bahn von 
Fulda nach Gersfeld der Königlichen Eiſenbahndirektion zu Frankfurt a. M., 
8) der Bahn von Wiſſen nach Morsbach der Königlichen Eiſenbahndirektion 
(rechtsrheiniſchen) zu Cöln, 9) der Bahn von Hochneukirch nach Grevenbroich der 
Königlichen Eiſenbahndirektion (linksrheiniſchen) zu Cöln übertragen wird. Zu⸗ 
gleich beſtimme Ich, daß für ſämmtliche vorbezeichnete Eiſenbahnen — bezüglich 
der unter Nr. 2 Litt. b, Nr. 4 Litt. a und Nr. 6 Litt. a aufgeführten Linien 
Stralſund - Roſtock mit Abzweigung von Velgaft nach Barth, Hildesheim -Braun⸗ 
ſchweig und Warburg Arolſen für den im diesſeitigen Staatsgebiet belegenen 
Theil derſelben — das Recht zur Enteignung und dauernden Beſchränkung der- 
jenigen Grundſtücke, welche zur Bauausführung nach den von Ihnen feſtzuſtellenden 
Plänen nothwendig find, nach den geſetzlichen Beſtimmungen Anwendung finden ſoll. 


Dieſe Verordnung iſt in der Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 11. Mai 1885. 


Wilhelm. 


Maybach. 
An den Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 


— — — 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


